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Amt s Blat t. 


No. 39. Marienwerder , den 20 fen Senkenber 1842. 


ä B —— 


Das Aiſte Stück der Sei ed ung enthält unter: 


No. 2295. Die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordrs vom 21ſten Juli c. über die Er⸗ 
richtung und Verwaltung von Waſſer⸗ Heil Anſtalten; 


No. 2296. die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 30ſten Juli c. zur Abänderung 
der Strafbeſtimmungen bei Uebertretungen gegen die Steuer von in⸗ 
laͤndiſchem Tabacksbau; 


No. 2297. die Allerhöchſte Deklaration vom 30ſten Juli c. über die Auslegung 
der §§. 10. und 62. der Verordnung vom 30ſten Juni 1834 wegen 
des Geſchäftsbetriebes in Auseinanderſetzungs⸗ Angelegenheiten, die 
Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden hinſichtlich der Verwen⸗ 

dung von Abfindungs⸗Kapitalien betreffend. 


1 | Bekanntmachung 
die Auszahlung der zum Iten Januar 1843 gekündigten 16,500 Rthlr. Neu märkſchen 
Schuld ⸗Verſchreibungen betreffend. 


1. Die Einlöſung der in der zwelten Verlooſung gezogenen, durch das Publi⸗ 
kandum vom 28ſten Juni d. J. zur baaren Auszahlung am 2ten Januar 1843 
gekündigten Neumärkſchen Schuld⸗Verſchreibungen, im Betrage von 16,500 Rthlr. 
wird zugleich mit Realiſation des zu ihnen gehörigen, am 2ten Januar 1843 
fäligen Zins⸗Coupons Serie I. Ero. 7. ſchon vom Iſten Dezember d. J. ab, 
bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe, hier in Berlin (Taubenſtraße Nro. 30.) 
in den Vormittagsſtunden, gegen die vorgeſchriebenen Quittungen erfolgen. 

Den außerhalb Berlin wohnenden Inhabern ſolcher gekündigten Neumärk⸗ 
ſchen Schuld ⸗Berſchreibungen bleibt indeffen überlaſſen, dieſe auch ſchon vor dem 
Iſten Dezember d. J. an die nächſte Regierungs⸗Hauptkaſſe, unter Beifügung 
doppelter Verzeichniſſe, in welchen die Neumärkſchen Schuld - Verſchreibungen 
1 Littern, Nummern und Geldbeträgen aufzuführen find, portofrei, zur weite⸗ 

Giite an „die Staats ſchulden⸗Lilgungskaſſe zu überſenden, und die 
Gapitalbeträ, . m zum 2ten Januar 1843 bei der Regierungs- = Hauptfafle in 
in Marienwerder den 1. Stsber 1842. an e 
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Empfang zu nehmen, als von welchem Tage ab die Verzinſung zum Beſten des 
Zilgungss Bonds aufhört. Berlin, den 10ten September 1842. 


Haupt- Verwaltung der Staatsſchulden. 
Rother. v. Berger. Natan. 


Bekanut machung 


die Auszahlung der zum 1ſten November 1842 gekündigten 68,500 Rihlr. Kurmarkſchen 
Schuld⸗BVerſchreibungen betreffend. 


II. Die Einlöſung der in der zweiten Verlooſung gezogenen, durch das Publi⸗ 
kandum vom 28ſten Juni d. J. zur baaren Auszahlung am Iſten November 
d. J. gekündigten Kurmärkſchen Schuld Verſchreibungen, im Betrage von 
68,500 Rthlr. wird zugleich mit Realiſation des zu ihnen gehörigen, am Lien 
November d. J. fälligen Zins⸗Coupons Serie I. Nro. 6. ſchon vom Iſten 
k. Mts. ab, bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe, hier in Berlin (Taubenſtraße 
Nro. 30.) in den Vormittagsſtunden, gegen die vorgeſchriebenen Quittungen 
erfolgen. - 

Den außerhalb Berlin wohnenden Inhabern ſolcher gekündigten Kurmärk⸗ 
ſchen Schuld- Verfchreibungen bleibt überlaflen, dieſe ſofort an die nächſte Re- 
gierungs ⸗Hauptkaſſe, unter Beifägung doppelter Verzeichniſſe, in welchen die 
Kurmärkſchen Schuld⸗Verſchreibungen nach Littern, Nummern und Geldbetraͤgen 
aufzuführen find, portofrei, zur weiteren Befoͤrderung an die Staatsſchuldem 
Tilgungskaſſe, zu überſenden, und die Capital⸗Beträge bis zum Iſten November 
d. J. bei der Regierungs⸗Hauptkaſſe in Empfang zu nehmen, als von welchem 
Tage ab die Verzinfung zum Beſten des Tilgungs⸗Fonds aufhört. 

Berlin, den 10ten September 1842. 


Haupt⸗ Verwaltung der Staatsſchulden. 
Rother. v. Berger. Natan. 


Verordnungen und Bekanntmachungen, 


7 Reglement 
die polizeiliche Bezeichnung der Flußfahrzeuge betreffend. 
II. Die vor längerer Zeit ergangenen Vorſchrifken über die polizeilich Be⸗ 
zeichnung der inländiſchen Flußfahrzeuge haben ſeitdem, insbeſondere in Folge 
der Anordnungen über die ſteueramtliche Nbrelchaung der die Waſſerſtraßen zwi⸗ 
ſchen der Elbe und Weichſel befahrenden Fahrzeuge, verſchiedene weſentliche 
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Modifikationen erlitten, welche eine Reviſion jener Vorſchriſten nothwendig ge⸗ 
macht haben. Unter Aufhebung der bezüglichen Verordnungen vom Aten April 
1812, 24ſten Juli 1831, 13ten Mai 1834 und 22ſten Juni 1838 wird da⸗ 
her hiermit angeordnet, was folgt: 

2 2% 

In den Provinzen ET Ma Preußen, Pommern (mit Ausnahme des 
Neglerungsbezirks Cöslin), Schleſten, Polen und Sachſen (mit Ausnahme des 
Kegierungsbezirks Erfurt) muß vom Erſten März 1843 ab jedes inländiſche, 
zum Transport von Waaren und ſonſtigen Gegenſtänden auf inländiſchen Flüſſen 
oder Kanälen benutzte Fahrzeug mit einer polizeilichen Bezeichnung nach den 
unten folgenden Vorſchriften (§§. 2. bis 4.) verſehen fein, wenn nicht daſſelbe 
ſchon anderweitig Behufs Erhebung der Schifffahrts⸗Abgaben ſteueramtlich be⸗ 
zeichnet worden iſt (F. 11.). N 

Die polizeiliche Bezeichnung beſteht in einem oder mehreren Buchſtaben, 
wodurch der Regierungsbezirk, in welchem der Eigenthümer des Fahrzeuges fei- 
nen Wohnſitz hat, angedeutet wird, und in einer Nummer, welche dieſem Fahr⸗ 
zeuge eigen iſt. Beide werden ſchwarz auf weißem Grunde mit Oelfarbe oder 
mittelſt Einbrennens wenigſtens ſechs Zoll hoch dergeſtalt, daß die Nummer hin⸗ 
ter dem oder den Buchſtaben ſteht, an einer jederzeit ſichtbaren Stelle des Fahr⸗ 
zeuges angebracht, und zwar bei den mit Kajüte verſehenen Fahrzeugen an der 
Hinterſeite der Kajüte, jedoch fo, daß ſolche nicht durch die geöffnete Thür der 
Kajüte verdeckt wird, bei andern Fahrzeugen zu beiden Seiten des Steuerruders 
an der Hinter⸗Kaffe. 8 


8. + 
Die zur Bezeichnung der Fahrzeuge dienenden Buchſtaben find in Webers 
einſtimmung mit der bisherigen Einrichtung folgende: 


Für Fahrzeuge aus dem Regierungsbezirk Potsdam K. 
„ e = = 2 . Frankfurt 3 
3 6 4 2 < = Königsberg + u 9. 
2 - e P 4 « Gumbinnen I. 
2 * 2 7 e * Marienwerder W. 

e 2 = * 5 * Danzig na» WD. 

Br 2 * 2 a * Stettin >». 6‘ 7 P. P. 

* 5 2 a w » Stralſund VP. 

a 5 * = se Breslau ⁊ B. 

e 2 8 5 E 2 Liegnitz „„ 8. 

* BE b © 0 Oppeln „ 50. 
> 5 2 * s * Poſen 65. 
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Für Fahrzeuge aus dem Regierungsbezirk Bromberg. gg.. 
= = id = 22 Magdebu . a. NM. 
ag ® rg ö B. L. 
. * er . . Merſebungg 8. 
§. 4. 5 

Die Nummern find in arabiſchen Ziffern anzugeben, und werden für jeden 
einzelnen Regierungsbezirk für alle dorthin gehörigen Fahrzeuge von 1 an fort. 
laufend von einer beſtimmten, durch das Amtsblatt zu bezeichnenden Behörde 
ausgetheilt. Dieſe Behörde hat über alle von ihr mit Nummern verſehene Fahr ⸗ 
zeuge mit Angabe der Benennung jedes Fahrzeuges und der Größe deſſelben, 
ſofern ſolche ermittelt iſt, ſo wie des Namens und Wohnorts des Eigenthämers 
ein Regiſter zu führen, und die eintretenden Aenderungen darin nachzutragen. 
Eine ausgetheilte Nummer kann nur dann einem andern Fahrzeuge beigelegt 
werden, wenn das früher mit derſelben verſehene Fahrzeug aus dem Regiſter 
ausgeſchieden iſt (88. 8. bis 10.) u | 

e r NY 5. 7 172 

In Betreff der nach den früheren Beſtimmungen bereits polizeilich bezeich⸗ 
neten Fahrzeuge finden die Vorſchriften dieſes Reglements ebenfalls Anwendung, 
fo daß auch deren Bezeichnung, wenn fie den neuen Vorſchriften nicht entſpricht, 
abgeändert werden muß. I 

, 4 F. 6. 0 

Die Beſtimmung der Bezeichnung iſt von dem Eigenthümer des Fahrzeu⸗ 
ges bei der Polizeibehörde des Orts, wo derſelbe feinen Wohnſitz hat, nachzu⸗ 
ſuchen, welche letztere ſodann, nachdem die Deſtimmung durch die das Regiſter 
führende Behörde (§. 4.) erfolgt iſt, die vorſchriftsmäßige Ausführung der Be⸗ 
zeichnung auf Koſten des Eigenthümers zu bewerkſtelligen hat. Die Abände⸗ 
rung der nach den früheren Vorſchriften bereits polizeilich bezeichneten Fahr 
zeuge ſoll jedoch koſtenfrei erfolgen. ö 

I ET F. 7. 

Die Eigenthümer der jetzt vorhandenen Fahrzeuge müffen die Beſtimmung 
der Bezeſchnung 18. 6.) noch in dieſem Jahre und ſpäteſtens bis zu dem durch 
die Regierung bekannt zu machenden Termin bei der Ortspolizeibehörde nad 
ſuchen, damit die Fahrzeuge noch vor Beginn der Schifffahrt im nächſten Jahre 
mit der neuen Bezeichnung verſehen werden koͤnnen. j \ 

Für die künftig neu zu erbauenden Fahrzeuge muß die polizeiliche Bezeich- 
nung mindeſtens ſechs Wochen ver der erſten damit zu unternehmenden Fahrt 


bei der Orkspolizeibehörde nachgefücht werben. 
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ub ne eee re e eee eee 200 u,, bam 
Wenn ein mit der polizeilichen Wezeichnung verſehenes Fahrzeug zu Grunde 
geht, vernichtet oder ins Ausland verkauft wird, muß der frühere Cigenthümer 
davon durch die Polizeibehörde ſeines Wohnorts der oben gedachten Behörde 


A Sn. 17 1 h 
zeuges ins Ausland, 

eee eee „rt alen? 1 

1 9 ih Ham u 73 A in 


1 


Eben dies muß geſchehen, wenn der Eigenthümer ſeinen Wohnſit nach 
einem Orte verlegt, für welchen eine andere yol zeiliche Bezeichnung gilt, un d 
zwar vor dem e neuen Wohnorte, in welchem Falle außerdem 
doc in eee ch 8. G. die Bellimmung der für ben ‚neuen Note. 
tenden a erweiten Bezeichnung. binnen 14 Tagen nach erfolgtem Umzuge nach⸗ 
zufuchen, und letztere unter Wegnahme der früheren Bezeichnung anzubringen iſt. 


borde des Wobnorts des früheren € 
Behörde (F. 4.) zu deſſen Berichtigung von dem L echſel unter Angabe ſeines 


zeige machen; überdies muß, falls für den letztern Wohnort eine andere Bezeich⸗ 
nung gilt? in Gemäßheit des F. 6. die neue Bezeichnung nachgeſucht, und dieſe 


ein Ausländer, ſo kommt die Vorſchuift des 8. S. zur Anwendung. 
Bei denjenigen Fahrzeugen, welche ſchon anderweitig Behufs Erhebung 
der Schifffahrts⸗Abgaben ſteueramtlich bezeichnet ſind, findet eine beſondere po⸗ 
lizeiliche Bezeichnung nicht ſtatt, vielmehr gilt die ſteueramtliche Bezeichnung da 
l . { i nr ae See. ns Bu 


en Zur Erhaltung der polißzzilichen Conkrole hat abet die oben F. 4. gedachte 
Behörde auch über die ſteueramtlich bezeichneten Fahrzeuge ihres Dezicks ein 
Regiſter zu fülren, und die eintretenden Aenderungen darin nachzutr egen“ Zu 
ditſem Behufe werden die Königlichen Haupt⸗Zoll⸗ und: Steuer⸗Almter über 
dite von ihnen bezeichneten Fahrzeuge duch Maaßgabe des ee der Eigen⸗ 
Chümepefür ehen Baus Yeriliäbeich sine Rocmeitung, ee 
a 75 von den ſteuere 0 id bezeichneten Jahrger. 
gen früher geführte polize Bezeichnung vermerkt iſt, und ſolche den betkef⸗ 
fenden Königlichen Regierungen zugehen la en, auch von den von ihnen vorge⸗ 
nommenen Aenderungen ut ber Beteichnung fo. wie von den ihnen bekannt 2 


wordenen Aenderungen in der Perſan des Eigentümers und von der 
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tung unbrauchbar gewordener Fahrzeuge in gleicher Art Mittheilung maächem 
Insbeſondere ſind aber von den Eigenthümern der Fahrzeuge die zu jenem 
Zwecke erforderlichen Anzeigen (58. 12. 13.) zu machen. bl | 
2 a Mer A * F. 1 ® 1 
Sobald ein Fahrzeug welches nach den obigen Vorſchriften mit etner po⸗ 
lizeilichen Bezeichnung verſehen it, oder in Ermangelung der ſteueramtlichen 
Bezeichnung damit verſehen fein müßte, ſteueramtlich bezeichnet wird, iſt von 
Seiten des Eigenthämers ſpäteſtens binnen 14 Tagen nach erfolgter ſteueramt⸗ 
licher Bezeichnung durch die Polizeibehörde ſeines Wohnorts der Regiſter füh⸗ 
renden Behoͤrde (58. 4. und II.) von dieſer Bezeichnung Anzeige zu machen, 
und dieſe Anzeige, wenn die ſteueramtliche Bezeichnung an einem andern Orr 
als feinem Wohnorte erfolgt, der Polizeibehoͤrde des erſteren zur Beförderung 
an die Polizeibehoͤrde des Wohnorts zuzuſtellen. — 4 
KN Ar 1 13. serie N — 
Wenn ein mit ſteueramtlicher Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu Grunde 
geht oder vernichtet wird, desgleichen bei Veränderung des Wohnorts des Eigen⸗ 
thuͤmers, ſo wie bei eintretendem Wechſel des Eigenthums, muß davon nach 
Maaßgahe der Ff. 8. bis 10. der Regiſter führenden Behörde desjenigen Bes 
zirks, welchem das Fahrzeug angehört, resp. der Regiſter führenden Behörde; 
desjenigen Bezirks, in welchen das Fahrzeug übergeht, Anzeige gemacht werden. 
N . §. 14 22 . 
Hinſichtlich der Verbindlichkeit zur Erhaltung der ſteueramtlichen Bezeich⸗ 
nung und des Verbots der Aenderung oder Abnahme derſelben durch Privat⸗ 
Perſonen, bewendet es bei den dieſerhalb erlaſſenen Beſtimmungen. N 
u 3585 hi Mister; wi? . 15. E ch W 7 Listet ng 
Auch die polizeiliche Bezeichnung, mit welcher ein Fahrzeug verfehen iſt, 
nicht weggenommen oder verandert werden, vielmehr iſt der Eigenthamer 
des Schiffs gehalten, die polizeiliche Bezeichnung, wenn ſie durch Witterung 
oder andere Umſtände undeutlich geworden iſt, oder ſonſt gelitten hat, ſofort auf 
feine. Koſten erneuern zu laſſen. ae ie e eee a e rn! 
2 dra fa 96 2dnRA0 & 16. % f 1 . 


* 


” Nicht minder iſt es verboken, die ſteuerümtlich⸗ ‚oder potigeitiche Bezeich 
nung durch Vorhängen oder Vorſt len von Gegenständen zu verdecken. 
een in e n, Dr De eile W et 770 1 


2 ‘ 5 762 
en (aus S 17. nme 


1 


TR a) 0 


De Nichtbefolgung der 
10 12. 13. Pt 


= 10 1 18 * 
wird mit einer Polizetſtrafe vo . 
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eder verhältuißmäßigem Gefängniß beſtraft, welche durch die Ortspolizeibehorden 
mit Vorbehalt des Rekurſes an die Regierung feſtzuſetzen iſte. 

Berlin, den 21ſten Mai 1842. j 

Der Finanz: Minifer., 
Sub. 1 v. Bodelschwingh. 

Indem wir das vorſtehende Reglement zur öffentlichen Kenntniß bringen, 
machen wir die Schiffs⸗Eigenthümer noch beſonders darauf aufmerkſam, daß 
vom iſten März 1843 an alle den Vorfchriften deſſelben unterliegende Fahr⸗ 
zeuge bei Vermeidung der geordneten Strafen mit der polizeilichen Bezeichnung 
verfehen fein ſollen, und weiſen dieſelben daher an, ſpäteſtens bis zum 15ten 
Dezember d. J. bei der Polizeibehörde ihres Wohnortes die nöthigen Antröge 
und Anzeigen zu machen. - ER 

Zugleich machen wir mit Bezug auf den §. 4. des Reglements bekannt, 
daß das Regiſter über die polizeilich bezeichneten Schiffs⸗Gefäße vorläufig bei 
uns geführt werden wird und daß daher die ortlichen Polizeibehörden die vorge⸗ 
ſchriebenen Anzeigen über die zu bezeichnenden und ſchon bezeichneten Fahrzeuge 
an uns zu richten haben. ll ee 

Schließlich verpflichten wir die betreffenden Polfzeibehörden, die in dem 
Reglement enthaltenen Beſtimmungen den in ihrem Geſchäftsbereiche wohnenden 
Schiffseigenthümern ſpeciell bekannt zu machen und auf die Befolgung derſel⸗ 
ben überall zu halten. N 

Marienwerder, den Aften Juli 1842. 

Königlich Preußiſche Regierung. 


IV. Im Monat Juli c. fiel der Arbeitsmann Michael Rudnik aus ekiem 
Kahn in den bei Lukowo, Flatauer Kreiſes, belegenen ſogenamten Oſtrow⸗ Ses, 
und da er nicht ſchwimmen konnte, wäre er wahrſcheinlich ertrunken, wenn nicht 
der gerade anweſende Wirthſchafter Wilhelm Kopp aus Lukowo ihm mit großer 
Entſchloſſenheit das Leben gerettet hätte. Wir nehmen gerne Veranlaſſung, das 
menſchenfreundliche Benehmen des zc. Kopp hiermit zur oͤffentlichen Kenntuiß zu 
belngen und belobend anzuerkennen, 8 2 

Marienwerder, den 20ſten September 1842. 
Königkich Preußiſche Regierang. Abtheiluag des Innern. 


V. Da kiirzlich wieder mehrere Unglücksfälle in unſerm Departement durch 
den Einſturz von Sand⸗ und Lehmgruben herbeigeführt worden ſind, ſo finden 
wir uns veranlaßt, die genaue Befolgung unſerer hierauf Bezug habenden 
Amtsblatts⸗ Verordnungen dom en November 1837 — Amtsblatt pro 1837 
Nro. 47. pag. 329. — und vom Aten Auguſt 1838 — Amtsblatt pro 1838 
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"Nro.'83; pag. 277. — in Erinnerung zu bringen, und den Polizeidehörven 
eine unverzügliche Beſichtigung aller in ihrem Verwaktungsbezirk befindlichen 
Lehm⸗ und Sandgruben zu empfehlen, damit der Gefahr dabei nach Anleitung 
unſerer Verordnung vom Iten November 1837 ſchleunigſt vorgebeugt werde. 
Beſonders empfehlen wir den Herren Landräͤthen, bei ihren Kreſsbereifun⸗ 
gen dieſem Gegenſtande ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen, und uns die 
Polizeibehörden namhaft zu machen, welche bei Anordnung der nöthigen or 
ſichts:maaßregeln fäumig ſind, damit gegen ſie event. mit Feſtſetzung von Ord⸗ 
nungsſtrafen verfahren werden kann. — 1 et 
Marienwerder, den 22ſten September 1842 ur 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


— em uz 436 
VI. In Gemäßheit der §§. 7. und 12. des Geſetzes vom Sten Mai 1837 
über das Mobiliar⸗Feuer-Verſicherungs⸗Weſen bringen wir hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß, daß der Stadtkämmerer Dahlke zu Conitz als Agent der Aachs⸗ 
ner und Münchener Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft beſtätiget worden iſt. 
g Marienwerder, den 21ſten September 1842. j 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 
VII. In der Stadt Flatow iſt der Milzbrand unter dem Nindvieh ausgebro⸗ 
chen, weshalb dieſer Ort für den Verkehr mir Häuten, Dünger und Rauchfutter 
geſperrt worden iſt. Gr de t e, 0 

Marienwerder, den 22ften September 1842. 2. 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


VIII. Durch Todesfall iſt die Kreischirurgenſtelle in der Kreisſtadt Lyck erledigt 
worden. Wundärzte erſter Klaſſe, welche zugleich als Geburtshelfer und ge⸗ 
richtliche Wundärzte geprüft find, werden hiermit aufgefordert, ſich unter Ein⸗ 
reichung der erforderlichen Zeugniſſe bei uns zu melden, wobei zugleich bemerkt 
wird, daß mit der erwähnten Stelle eine jährliche Beſoldung von 100 Rthlr. 
verbunden iſt. 2 
Gumbinnen, den 14ten September 1842. — 
„Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3 


hat sd Wegen wahlfähiger Elementar⸗Schullehrer. „ aller N 
Ix. Nach beſtandener Prüfung am Aten d. M. im Schullehrer Seminar zu 
Jenkau ſind nachſtehend verzeichnete Seminariſten: 1 ! 
1. Joh. Casper Friedr. Voigt, ww. a 
0 2. Carl Heinr. Pannicke ), 3 Theodet 


14 


K 


x 341 % 


3. Theodor Friedrich Eduard Janz, 
4. Joh. Carl Albrecht Steffens, 
5. Joh. Erdmann Gaßmann, 

6. Heinrich Julius Bienkowski, 

7. Hermann Heinr. Robert Wegner, 
8 Carl Robert Gohr, 

9. Robert Emil Krohn, 


10. Robert Richard Griſch f 

zu Elementar⸗Schullehrer⸗Stellen für wahlfähig anerkannt worden. 
Königsberg, den 28ſten September 1842. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗ Kollegium. 


x. Der Anfang der Verleſungen bei der mediziniſch⸗ chirurgiſchen Lehranſtalt 
zu Greifswald iſt für das bevorſtehende Winter⸗Semeſter auf den 24ſten Ok⸗ 
tober angeſetzt. Junge Leute, welche ſich bei der Anſtalt zu Wundärzten Iſter 
oder 2ter Klaſſe ausbilden und zum nächſten Semeſter aufgenommen fein wollen, 
haben ſich bis dahin mit dem Zeugniſſe der Reife für die zweite oder dritte 
Klaſſe eines Gymnaſiums bei dem unterzeichneten Direktor zu melden, oder ſich 
hier einer Prüfung ihrer Qualifikation zu unterwerfen. 

Zur Begegnung der häufig eingehenden Anfragen wird gleichzeitig bemerkt, 
daß die Zöglinge der Anſtalt zwar den Genuß freier Vorleſungen und des Mit⸗ 
ragsfreitiſches zu erwarten haben, daß die Anſprüche auf dieſe Beneficien aber 
Anächſt durch Fleiß und eine gute Führung bei der Anſtalt ſelbſt erworben und 
durch ein geſetzliches Armuthszeugniß begründet werden müſſen. 

Greifswald, den 12ten September 1842. 

Der Direktor der mediciniſch-chirurgiſchen Lehranſtalt. 


Sicherheits-Polizei. 
XI. Der Knecht Mathias Dobrolinski, 20 Jahre alt, katholkſchen Glaubens, 
aus Groß Kommorsk, Schwetzer Kreiſes gebürtig und wegen Widerfetzlichkeit 
gegen einen Schulzen bereits zur Strafe verurtheilt, hat ſeinen letzten Wohnort, 
das Dorf Orle hieſigen Kreiſes heimlich verlaſſen. Es werden daher ſämmtliche 
Polizei und Militaiv- Behörden hiemit ergebenſt erſucht, auf dieſen Flüchtling, 
deſſen Signalement unten folgt, ein wachſames Auge zu haben, ihn im Be⸗ 
tretungsfalle anhalten und an uns abliefern zu laſfſen. 
Die Auslagen werden ſofort erſtattet werden. 
Graudenz, den 12ten September 1842. 
Königliche Inquiſitoriats-Deputatton. 
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Signale ment: 

Geburtsort — Kommorsk, Aufenthaltsort — Amt Noggenhauſen, Alter 
— 20 Jahr, Religkon — Katholiſch, Stand — Knecht, Größe — 5 Fus 
1 Zoll, Haare — dunkelblond, Stirn. — bedecke, Augenbraunen — dunkel- 
blond, Augen — grau, Naſe — kurz und auf der Spitze brelk, Mund — nike 
telmäßig, Bart — noch keinen, Zähne — vollzählig, Kinn — ſpitz, Geſichts⸗ 
bildung — oval, Geſichtsfarbe — gefund, „Stamm — ſchlauk, Füge — geſund, 
Sprache — polniſch und deutſch, beſondere Kennzeichen — unter der linken 
Knieſcheibe eine Narbe. N. s 

Bekleidung: Eine weiß wollene Jacke, eine blau und ſchwarz geſtreifte 
Weſte, ein Paar graue Leinwandhoſen, ein Paar ordinaire lederne Stiefel, eine 
blau tuchene alte Militairmütze, ein ſchlechtes weiß leinenes Hemde. 


XII. Der unten ſignaliſirte Dienſtjunge Johann Wfsniewski, welcher angeblich 
bis vor etwa acht Wochen im Dienſte des Einſaßen Meſek in Krzpzvekole ges 
ſtanden von da entlaufen, ſeitdem vagabondirend ſich umhergetrieben und hier 
wegen Dlobſtahls zur Unterſuchung gezogen iſt, if geſtern aus dem hieſlgen 
Gefängniſſe eutwichen. Sämmtliche Militafr⸗ und Poltzet» Behörden werden 
erſucht, den Entwichenen im Betretungsfalle anzuhalten und hierher transportiren 
zu laſſen. f g 
Mewe, den 20ſten September 1812. 
Königtiches Land» und Stadt⸗Gericht. 


Signalement. 

Geburtsort — Unterſchloß bei Mewe, Aufenthaltsort — vagabondirend, 
Religion — katholiſch, Alter — 17 Jahr, Haare — dunkelblond, Stirn — 
frei, Augenbraunen — blond, Augen — grau, Naſe und Mund — gewöhnlich, 
Zähne — vollzählig, Kinn — rund, Geſicht — oval, Geſichtsfarbe — geſund, 
Geſtalt — mittel, Sprache — polniſch. 

Vekleidung: ein alte blauleinene Jacke, dergleichen Hofen, eine grau— 
leinene Jacke, eine alte weiße Weſte mit blanken Knöpfen, ein grobes leinenes, 
Hemde, ohne Kopfbedeckung. 
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(Hierzu der öffentliche Anzeiger Rro. 39.) 


